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Feststellung sonderpädagogischen Unterstützungsbedarfs – 
ein (zu) wenig reguliertes Handlungsfeld
Ausgewählte Befunde einer bayerischen Studie im Schwerpunkt Geistige Entwicklung

Wolfgang DworschakKatharina Baysel

Zusammenfassung

Der Beitrag beleuchtet die Feststellungspraxis im sonderpäda-
gogischen Schwerpunkt Geistige Entwicklung in Bayern aus 
Perspektive diagnostizierender sonderpädagogischer Lehr-
kräfte und fokussiert dabei schuladministrative Rahmen-
bedingungen sowie diagnostische Einschätzungen der Lehr-
kräfte. Eine landesweite Erhebung unter N=244 Lehrkräften 
zeigt, dass strukturierende und handlungsleitende Vorgaben 
regional unterschiedlich bekannt sind und genutzt werden. 
Vor diesem Hintergrund wird die Berücksichtigung kogni-
tiver und adaptiver Fähigkeiten im Rahmen diagnostischer 
Entscheidungen analysiert und hinsichtlich der praktischen 
Umsetzung kritisch refl ektiert. Die Ergebnisse bieten  Impulse 
für eine fachlich fundierte Refl exion und Diskussion der dia-
gnostischen Feststellungspraxis im Schulalltag sowie für eine 
stärkere Orientierung an Zuweisungskriterien, um diagnosti-
sche Prozesse in ihrer Transparenz weiter zu fördern.

Die Feststellung sonderpädagogischer Unterstützungsbedarfe 
rückt in jüngster Zeit vermehrt in den Fokus bildungspolitischer 
und wissenschaftlicher Diskussion. Die Gründe hierfür sind viel-
fältig: Einerseits wird die Feststellung eines sonderpädagogischen 
Unterstützungsbedarfs als Voraussetzung für den Zugang spezia-
lisierter Bildungs-, Beratungs- und Unterstützungsangebote seit 
jeher kritisch betrachtet, was Füssel und Kretschmann (1993) 
treffend als Etikettierungs-Ressourcen-Dilemma bezeichneten. 
Andererseits wird darauf hingewiesen, dass die Kategorisierung 
sonderpädagogischer Unterstützungsbedarf potenziell stigma-
tisierende und diskriminierende Wirkung entfalten kann (z.B. 
Wocken, 2012), dass die Zuweisungskriterien der sonderpädago-
gischen Schwerpunkte oftmals nur geringe Trennschärfe aufwei-
sen (z.B. Scheer & Melzer, 2020) und diagnostische Erkenntnisse 
des Feststellungsprozesses nur wenige Rückschlüsse auf kon krete 
päda gogische Fördermaßnahmen zulassen (z.B. Lindmeier, 2005).

Analysen schulgesetzlicher Regelungen und Verordnungen zu den 
Feststellungsverfahren zeigen darüber hinaus, dass in allen Bun-

desländern weitgehend unklar bleibt, nach welchen Kriterien die 
Feststellung eines sonderpädagogischen Unterstützungsbedarfs 
erfolgt (Gasterstädt, Kistner & Adl-Amini, 2020). Die anhaltend 
steigenden Förderrelationen tragen zusätzlich dazu bei, dass die 
Feststellungsverfahren verstärkt Gegenstand kritischer fachlicher 
Analyse sind (Dworschak, 2024a; Wocken, 2024). Demnach hat 
sich die Anzahl der Schülerinnen und Schüler in den meisten son-
derpädagogischen Schwerpunkten (mit Ausnahme des Schwer-
punkts Lernen) in den vergangenen knapp 30 Jahren etwa verdop-
pelt, im Schwerpunkt Emotionale und soziale Entwicklung sogar 
mehr als verfünffacht (Dworschak, 2024b). Aktuelle wissenschaft-
liche Forschung und Literatur weisen darauf hin, dass die Fest-
stellung sonderpädagogischen Unterstützungsbedarfs von vielfäl-
tigen individuellen wie strukturellen Einfl ussfaktoren geprägt ist, 
welche bislang kaum systematisch erforscht wurden (Adl-Amini, 
Gasterstädt, Kistner, Klenk, Kadel, Borel & Singer, 2025). Trotz 
der benannten Kritik sieht die Kultusministerkonferenz die Fest-
legung eines sonderpädagogischen Unterstützungsbedarfs bis 
dato als Voraussetzung für den Erhalt spezialisierter Bildungs-, 
Beratungs- und Unterstützungsangebote vor (Kultusminister-
konferenz [KMK], 2019, 2021). Vor diesem Hintergrund wurden 
in Deutschland seit 2021 verschiedene Forschungsvorhaben ini-
tiiert, die den Feststellungsprozess sonderpädagogischen Unter-
stützungsbedarfs aus unterschiedlichen fachlichen Perspektiven 
betrachten, dabei jedoch ein gemeinsames Erkenntnisinteresse an 
der Analyse und Weiterentwicklung des Prozesses teilen (Feprax: 
DIPF, Universität Frankfurt; InDivers: Universitäten Frankfurt und 
Darmstadt; StaFF: Universität zu Köln, Universität Regensburg 
und Hochschule für Heilpädagogik Zürich). Die Bandbreite der 
thematischen Schwerpunkte reicht von der Untersuchung implizi-
ter Entscheidungsmechanismen und bestehender Unsicherheiten 
im Verfahren (Adl-Amini et al., 2025; Haas, Brodesser, Aissa et al., 
2025) hin zur Entwicklung wissenschaftlich fundierter Standards 
zur Strukturierung und transparenteren Gestaltung der Feststel-
lungspraxis. Im Rahmen des Verbundprojekts StaFF wurden in 
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Abb. 2: Förderrelationen im Schwerpunkt Geistige Entwicklung nach Bundesländern im Jahr 

2022 (KMK, 2024; eigene Berechnung)
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diesem Zusammenhang Standards für die sonderpädagogischen 
Schwerpunkte Emotionale und soziale Entwicklung, Geistige Ent-
wicklung, Lernen sowie Sprache entwickelt (für den Schwerpunkt 
Geistige Entwicklung: Dworschak, Baysel & Hackl, 2024a; über-
greifendes Konzept: Philippek, Hennes, Schabmann & Schmidt, 
2024).

Der vorliegende Beitrag greift die aktuelle schulrechtliche Aus-
gangslage auf und nimmt den Feststellungsprozess im sonder-
pädagogischen Schwerpunkt Geistige Entwicklung in Bayern in 
den Blick. Im Zentrum des Interesses steht dabei die konkrete 
Feststellungspraxis des Schwerpunkts Geistige Entwicklung und 
die Frage, welche Kriterien und Überlegungen das diagnostische 
Verfahren leiten. Ausgehend von einer kurzen Darstellung der Ent-
wicklung der Förderrelationen im Schwerpunkt Geistige Entwick-
lung werden zunächst die formalen Rahmenbedingungen für den 
Feststellungsprozess (in Bayern) skizziert. Anschließend werden 
ausgewählte Befunde einer quantitativen bayerischen Studie vor-
gestellt, die Potenziale für eine systematische Weiterentwicklung 
des Verfahrens eröffnen.

Entwicklung und Stand der Förderrelationen 
im Schwerpunkt Geistige Entwicklung
Die Förderrelation beschreibt den Anteil der Schülerinnen und 
Schüler, die – gemessen an der Grundgesamtheit aller Schülerin-
nen und Schüler – sonderpädagogisch gefördert werden (KMK, 

2022, S.35). Bezogen auf den Schwerpunkt Geistige Entwicklung 
zeigt sich bundesweit ein kontinuierlicher Anstieg: Lag die Förder-
relation im Jahr 1994 noch bei 0,6%, so betrug sie 1,4% im Jahr 
2022 – und hat sich damit mehr als verdoppelt (Abb.1). In Bayern 
verläuft die Entwicklung grundsätzlich vergleichbar, wenngleich 
mit etwas geringerer Dynamik: Seit dem Jahr 2000 steigt die För-
derrelation im Freistaat weniger stark an als im Bundesdurch-
schnitt und lag 2022 bei 1,1%.

Diese Entwicklungen verdeutlichen, dass sich die Förderrela-
tion in einzelnen Bundesländern teils deutlich von der bundes-
weiten Tendenz unterscheiden kann. Ein aktueller Vergleich der 
Förderrelationen im Schwerpunkt Geistige Entwicklung über alle 
Bundesländer hinweg unterstreicht diese Unterschiede (Abb. 2): 
Während der Anteil der Schülerinnen und Schüler mit festgestell-
tem Unterstützungsbedarf im Schwerpunkt Geistige Entwicklung 
in Hamburg bei 0,9% liegt, beträgt er in Sachsen-Anhalt 2,2% und 
ist damit mehr als doppelt so hoch.

Zusammenfassend verdeutlicht der Blick auf die Förderrelatio-
nen, dass der Schwerpunkt Geistige Entwicklung seit Beginn der 
statistischen Erhebung kontinuierlich gewachsen ist. Vor dem 
Hintergrund dieser Befunde stellen sich Fragen nach möglichen 
Ursachen. Etwa danach, ob sich die Zuweisungsdefi nition des 
Schwerpunkts Geistige Entwicklung über die Zeit verändert hat 
oder ob die Feststellungspraxis zwischen den Bundesländern 
unterschiedlich ausgestaltet ist.

Feststellung sonderpädagogischen Unterstützungsbedarfs – ein (zu) wenig reguliertes 

Handlungsfeld

Ausgewählte Befunde einer bayerischen Studie im Schwerpunkt Geistige Entwicklung

Katharina Baysel, Wolfgang Dworschak

Abb. 1: Förderrelationen im Schwerpunkt Geistige Entwicklung in Deutschland (SGE-D) und 

Bayern (SGE-BY) von 1994 bis 2022 (KMK, 2005, 2014, 2024; eigene 

Berechnungen)
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Abb.1:
Förderrelationen im Schwerpunkt Geistige 
Entwicklung in Deutschland (SGE-D) und 
Bayern (SGE-BY) von 1994 bis 2022 
(KMK, 2005, 2014, 2024; eigene Berechnun-
gen)

Abb. 2:
Förderrelationen im Schwerpunkt Geistige 
Entwicklung nach Bundesländern im Jahr 
2022 (KMK, 2024; eigene Berechnung)
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Schuladministrative Rahmenbedingungen 
des Schwerpunkts Geistige Entwicklung und 
des Feststellungsprozesses
Die aktuell gültigen Begriffe „sonderpädagogischer Unterstüt-
zungsbedarf“ und „sonderpädagogischer Schwerpunkt Geistige 
Entwicklung“ wurden jüngst von der Kultusministerkonferenz 
(KMK) in die Diskussion eingeführt (KMK, 2021). Zuvor waren 
die Bezeichnungen „sonderpädagogischer Förderbedarf“ (KMK, 
1994) und „Förderschwerpunkt geistige Entwicklung“ (KMK, 
1998) administrativ leitend. Die Definition des „sonderpädago-
gischen Förderbedarfs“ (sonderpädagogischer Förderbedarf liegt 
vor, wenn eine Schülerin oder ein Schüler ohne sonderpädago-
gische Unterstützung nicht hinreichend gefördert werden kann, 
KMK, 1994, S.5) wurde bereits früh als tautologisch und wenig 
trennscharf kritisiert (Bleidick, Rath & Schuck, 1995). Daran, 
so konstatieren Scheer und Melzer (2020), habe sich durch die 
Einführung des „sonderpädagogischen Unterstützungsbedarfs“ 
wenig geändert. Auch in den aktuellen KMK-Empfehlungen zum 
Schwerpunkt Geistige Entwicklung findet sich keine explizite 
Definition des genannten Schwerpunkts (KMK, 2021), wodurch 
der Schwerpunkt Geistige Entwicklung inhaltlich nicht klar kon-
turiert und eine kriteriale Abgrenzung erschwert wird. Vor die-
sem Hintergrund lässt sich die oben erwähnte Frage, ob sich die 
Definition des Schwerpunkts Geistige Entwicklung über die Zeit 
hinweg verändert hat, derzeit nicht eindeutig beantwortet. Die 
Empfehlungen benennen jedoch Aspekte, die im Rahmen der 
Feststellungsdiagnostik berücksichtigt werden sollen: Neben einer 
Kind-Umfeld-Analyse sind insbesondere das kognitive und adap-
tive Funktionsniveau, verschiedene Funktionsbereiche der indivi-
duellen Entwicklung – wie Sprache, Motorik, Sozialverhalten und 
Emotionalität – sowie die bisherige Bildungsbiografie vor dem 
Hintergrund eines bio-psycho-sozialen Modells in die Feststellung 
einzubeziehen (KMK, 2021, S.18).

Der konkrete Ablauf des Feststellungsverfahrens ist in der Folge 
Aufgabe der Länder und wird über schulgesetzliche Regelungen 
sowie ergänzende, konkretisierende Verordnungen unterschied-
lich ausgestaltet. In Bayern bilden insbesondere das Bayerische 
Erziehungs- und Unterrichtsgesetz (BayEUG), die Bayerische 
Schulordnung (BaySchO) sowie die Volksschulordnung für För-
derschulen (VSO-F) den rechtlichen Rahmen. Die dort enthalte-
nen Aussagen zum Feststellungsprozess verbleiben jedoch recht 
allgemein. Grundsätzlich ist es die Aufgabe von Lehrkräften für 
Sonderpädagogik, mithilfe geeigneter diagnostischer Verfahren 
den Unterstützungsbedarf eines Kindes oder Jugendlichen zu 
erfassen und auf dieser Basis angemessene Fördermaßnahmen 
zu benennen (Art. 30 bzw. 41 BayEUG, §31 BaySchO bzw. §28 
VSO-F). Konkretere Vorgaben zur methodischen oder prozessualen 
Gestaltung des Feststellungsverfahrens liegen derzeit nicht explizit 
vor. In der Fachdiskussion wird seit längerem darauf hingewiesen, 
dass bestehende Regelungen und Vorgaben häufig zu abstrakt und 
vage formuliert sind, als dass sie den Prozess der Feststellung klar 
strukturieren könnten (Petermann & Petermann, 2006; Rürup, 
2007). Dies betrifft nicht nur Bayern allein. Eine vergleichende 

Analyse von Gasterstädt und Kolleginnen (2020) zeigt exempla-
risch, dass in 16 Bundesländern insgesamt 24 unterschiedliche 
Varianten des Feststellungsverfahrens existieren, in denen „offen 
bleibt, nach welchen Kriterien über die Feststellung des sonder-
pädagogischen Förderbedarfs entschieden wird“ (Gasterstädt et 
al., 2020, o. S.). Vor diesem Hintergrund lässt sich auch die zweite 
Frage, ob sich die Feststellungspraxis in den Bundesländern sys-
tematisch unterscheidet, derzeit nur ansatzweise beantworten. 
Dies liegt unter anderem daran, dass die rechtlichen Grundlagen 
vielfach zu vage verbleiben und die konkrete Ausgestaltung vom 
jeweiligen schulischen oder regionalen Kontext abhängig ist.

Operationalisierung des Schwerpunkts 
Geistige Entwicklung im Kontext des 
Feststellungsprozesses
Wenngleich in den KMK-Empfehlungen, den Schulgesetzen und 
konkretisierenden Verordnungen der Bundesländer eine orien-
tierende Begriffsklärung des Schwerpunkts Geistige Entwicklung 
und damit verbundene Zuweisungskriterien nicht zu finden sind, 
können diese auf fachwissenschaftlicher Grundlage formuliert 
werden. Grundsätzlich gilt, dass die Disziplin der Pädagogik bei 
geistiger Behinderung zur „epistemologischen Wachsamkeit“ 
(Ziemen, 2019, S.105f.) aufgerufen ist. Eine kritische Ausein
andersetzung mit aktuellen Definitionen und Begriffen ist ebenso 
angeraten wie eine aktualisierte Kenntnis verschiedener Vorstel-
lungen und Sichtweisen des Phänomens geistiger Behinderung. 
Ein Operationalisierungsversuch muss demnach auch immer vor 
dem Hintergrund „der zugrundeliegenden Haltung, den bisheri-
gen Erfahrungen sowie dem vorherrschenden gesellschaftlichen 
und kulturellen Verständnis von Behinderung“ (Bernasconi, 
2024, S.25) verortet werden.

Müller, Amstad, Begert, Egger und Kollegen (2020) konstatieren, 
dass „Kinder und Jugendliche mit einer geistigen Behinderung 
[…] im Deutschen Bildungssystem schuladministrativ dem sog. 
Förderschwerpunkt geistige Entwicklung zugeordnet“ (S. 348) sind 
(siehe auch: Schuppener, Schlichting, Goldbach & Hauser, 2021). 
Zwar wird durch die Feststellung eines sonderpädagogischen 
Unterstützungsbedarfs im Schwerpunkt Geistige Entwicklung 
keine geistige Behinderung (im Sinne einer medizinisch-psychia
trischen Diagnose) festgestellt, jedoch bringen es die Erfordernisse 
eines Feststellungsprozesses im Sinne einer statusdiagnostischen 
Beschreibung (Breitenbach, 2020) mit sich, dass das Hauptaugen-
merk auf operationalisierbare Kriterien gerichtet ist. Die päda-
gogische Feststellungspraxis orientiert sich nicht zuletzt deshalb 
(weiterhin) an der medizinisch-psychologischen Diagnostik und 
deren fortlaufender Überarbeitung. Aus pädagogischer Sicht sei 
aber darauf hingewiesen, dass unserer Auffassung nach eine geis-
tige Behinderung kein statisches Merkmal der Person ist, sondern 
„aus dem Bezug zwischen dem in bedeutsamen psychischen und 
physischen Erlebens- und Handlungsdispositionen beeinträch-
tigten Individuum und der in spezifischen Handlungsfeldern 
vorgegebenen, komplexen, gesellschaftlich bestimmten und 
zeichenhaft verfassten Alltagswirklichkeit“ (Pfeffer, 1984, S.111) 

Feststellung sonderpädagogischen Unterstützungsbedarfs – ein (zu) wenig reguliertes Handlungsfeld
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 resultiert. Um eine förderorientierte Unterstützung gewährleisten 
zu können, ist es von zentraler Bedeutung, Menschen mit geistiger 
Behinderung nicht primär über Defi zite, sondern ihre Ressour-
cen, Potenziale und Lebenskontexte ganzheitlich in den Blick zu 
nehmen. Dieses pädagogische Verständnis lässt sich jedoch nicht 
ohne Weiteres für statusdiagnostische Zwecke operationalisieren, 
da Zuweisungsentscheidungen – weitestgehend – klare, defi nierte 
Kriterien zur Einordnung erfordern.

Für ein operationalisiertes Verständnis des Schwerpunkts Gei stige 
Entwicklung, das möglichst trennscharfe Zuweisungskriterien 
ermög licht, erscheint im Rahmen der Feststellungsdiagnostik ein 
Zugang über die Klassifi kationssysteme ICD-11 (Bundesinstitut 
für Arzneimittel und Medizinprodukte [BfArM], 2025) und DSM-5 
(Falkai et al., 2018) sinnvoll. Hierin wird geistige Behinderung als 
Störung der Intelligenzentwicklung (ICD-11) bzw. Intellektuelle 
Beeinträchtigung (DSM-5) bezeichnet und beschreibt ein deut-
lich unterdurchschnittliches kognitives und adaptives Funktions-
niveau, „wobei die Standardabweichung gemäß normierter, indi-
viduell [sic] durchgeführter standardisierter Tests bei einem Wert 
von mindestens 2 unterhalb des Mittelwerts liegt“ (BfArM, 2025, 
6A00). Das „obligatorische […] Doppelkriterium” (Selmayr, Kölbl 
& Dworschak, 2024, S.558) ermöglicht eine sensitivere Schwere-
gradbeurteilung (Falkai et al., 2018; Hackl, Baysel & Dworschak, 
2024) als die alleinige Orientierung am Intelligenzquotienten (IQ) 
und stellt den Einfl ussfaktor konzeptioneller, sozialer und prakti-
scher Fähigkeiten (Schalock, Luckasson & Tassé, 2021) auf eine 
Störung der Intelligenzentwicklung präsenter in den Vordergrund. 
Im Rückgriff auf das oben angesprochene interaktionale Ver-
ständnis von geistiger Behinderung gilt es u.E. neben dem Dop-
pelkriterium weitere moderierende Variablen (u.a. Zugangsvor-
aussetzungen der Kinder und Jugendlichen zum diagnostischen 
Prozess) und individuelle Kontextfaktoren bei der Zuweisung zum 
Schwerpunkt Geistige Entwicklung zu berücksichtigen (Dwor-
schak,  Baysel & Hackl, 2024b), um das Kind bzw. den Jugend-
lichen in seiner persönlichen Lebenssituation umfassend und 
 differenziert in den Blick nehmen und darauf aufbauend pass-
genaue förderdiagnostische Maßnahmen entwickeln zu können.

Ausgewählte Befunde der Befragung 
 sonderpädagogischer Lehrkräfte
Studiendesign

Ausgehend von den nur vage formulierten, schuladministrativen 
Vorgaben zur Feststellung des Schwerpunkts Geistige Entwick-
lung erscheint es evident, dass die diagnostizierende Lehrkraft 
im Feststellungsprozess auf ihre individuelle Expertise verwiesen 
ist, was die Vermutung nahelegt, dass sich Entscheidungen im 
Einzelfall deutlich unterscheiden können (Gomolla & Radtke, 
2009; Kottmann, 2006). Bislang liegen zur konkreten Feststel-
lungpraxis im Schwerpunkt Geistige Entwicklung keine empiri-
schen  Befunde im deutschsprachigen Raum vor. Das haben wir 
zum Anlass genom men, um in Bayern eine deskriptive Analyse 
zum Ist-Stand der Feststellungspraxis des Schwerpunkts Geistige 
Entwicklung durchzuführen (Baysel, in Vorbereitung). Dieser Bei-

trag greift ausgewählte Befunde auf und thematisiert, inwieweit 
sonderpädagogische Lehrkräfte auf Dokumente als Unterstützung 
für Orientierung und Struktur zurückgreifen (können) und wel-
che Bedeutung das kognitive und adaptive Funktionsniveau im 
Feststellungsprozess hat.

Um den Status-quo analysieren zu können, wurde in einem 
quantitativ-empirischen Forschungsdesign mittels einer Frage-
bogenstudie eine Vollerhebung an allen Förderschulen mit dem 
Schwerpunkt Geistige Entwicklung in allen sieben bayerischen 
Regierungsbezirken durchgeführt (N=91). Befragt wurden  jeweils 
diejenigen sonderpädagogischen Lehrkräfte, die sonderpädagogi-
schen Unterstützungsbedarf im Schwerpunkt Geistige Entwick-
lung feststellen. Die Daten wurden als einmaliger Querschnitt im 
Paper-Pencil-Verfahren im Zeitraum Februar 2024 erhoben und 
im 4-Augen-Prinzip im Statistikprogramm IBM SPSS (29.0) ver-
arbeitet.

Neben personenbezogenen Fragen zum fachlichen Hintergrund 
wurden Informationen zur praktischen Umsetzung des Feststel-
lungsprozesses eingeholt. Dabei wurde nach strukturierenden 
Dokumenten auf Regierungsebene (Schulverwaltungsebene) bzw. 
Schulebene gefragt, die orientierende Hinweise hinsichtlich des 
Ablaufs des Feststellungsprozesses und der Erstellung des sonder-
pädagogischen Gutachtens bzw. förderdiagnostischen  Berichts 
(zur inklusiven Beschulung) bereithalten. Zudem wurden hand-
lungsleitende Dokumente erfasst, die inhaltliche Aspekte des 
diag nostischen Prozesses und die Zuweisung des Schwerpunkts 
 Geistige Entwicklung betreffen. Des Weiteren wurde die Bedeutung 
des Konstrukts „geistige Behinderung“ mit seinen Zuweisungs-
kriterien (z.B. ICD-10, DSM-5) ermittelt. Die Lehrkräfte wurden 
aufgefordert, sich bei ihren Antworten auf die von ihnen durch-
geführten Feststellungsprozesse sonderpädagogischen Unterstüt-
zungsbedarfs im Schwerpunkt Geistige Entwicklung zu beziehen 
und gegebenenfalls Gesamteinschätzungen vorzunehmen. Die 
Fragen wurden überwiegend in geschlossener Form (ja /nein mit 
vorgegebenen und z.T. offenen Antwortoptionen bzw. vierstufi ger 
Likert-Skala) bewertet.

Stichprobe

Insgesamt konnte ein schulbezogener Rücklauf von 79% (N=72) 
erzielt werden. An der Befragung nahmen N=244 Lehrkräfte teil. 
Ein Rücklauf auf Ebene der im Rahmen der Feststellungsdiagnos-
tik diagnostizierenden Lehrkräfte kann nicht bestimmt werden, 
da die Grundgesamtheit statistisch nicht bekannt ist. Die Stich-
probe stellt sich im Einzelnen folgendermaßen dar (Abb.3): Dia-
gnostizierende Lehrkräfte aus Oberbayern sind mit knapp einem 
Viertel (23,4%, n=57) am stärksten vertreten, wohingegen Lehr-
kräfte aus Oberfranken mit 8,2% (n=20) den geringsten Anteil 
der Stichprobe bilden.

Der Blick auf die prozentualen Anteile der Regierungs bezirke 
könnte zu dem Schluss verleiten, dass der Regierungsbezirk 
Oberbayern überproportional vertreten ist. Bezieht man jedoch 
die Verteilung der Förderschulen mit Schwerpunkt Geistige Ent-
wicklung auf die einzelnen Regierungsbezirke ein, ergibt sich ein 
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differenzierteres Bild: Während sich etwa 30% der bayerischen 
Förderschulen mit Schwerpunkt Geistige Entwicklung in Ober-
bayern befi nden, stammen lediglich 23 % der Studienteilnehmen-
den aus diesem Regierungsbezirk. Leicht unterrepräsentiert ist 
 zudem der Regie rungsbezirk Oberfranken. Eine überproportio-
nale Teil nahme zeigt sich hingegen in Niederbayern, Unterfran-
ken, Schwaben und der Oberpfalz. In Mittelfranken entspricht die 
Teilnehmenden quote in etwa dem Anteil dort ansässiger Schulen 
mit dem Schwerpunkt Geistige Entwicklung. Insgesamt erschei-
nen jedoch alle Regierungsbezirke ausreichend repräsentiert, 
sodass die Ergebnisse als aussagekräftig für Bayern eingeschätzt 
werden können.

Die teilnehmenden Lehrkräfte bringen unterschiedlich viel Berufs-
erfahrung mit, wobei die Kategorie 11 bis 20 Dienstjahre (n=96) 
den größten Anteil umfasst (Abb. 4). Die Zusammensetzung der 
Stichprobe spiegelt eine ausgewogene Verteilung unterschiedlicher 
Erfahrungsstufen wider. Diese Heterogenität der Berufserfahrung 
stellt eine geeignete Grundlage für differenzierte Auswertungen 
und die Interpretation der Ergebnisse dar.

Abschließend soll die sonderpädago-
gische Expertise der Lehrkräfte in den 
Blick genommen werden (n = 226). 
Der Großteil der Teilnehmenden, 84,1% 
(n = 190), hat „Geistige Entwicklung“ 
als sonderpädagogische Fachrichtung 
im Hauptfach studiert; 9,3% (n = 21) 
„körperlich-motorische Entwicklung“. 
Weitere 6,6% (n = 15) studierten einen 
anderen Förderschwerpunkt ( Hören, 

 Sehen, Sprache, Emotionale und soziale-Entwicklung oder 
 Lernen) als Hauptfach.

Ergebnisse

Vor dem Hintergrund der eher allgemein gehaltenen formalen Vor-
gaben für den Feststellungsprozess stellt sich die Frage, inwiefern 
sonderpädagogische Lehrkräfte auf Ebene der Regierungsbezirke 
(Schulverwaltungsebene) bzw. der Schule Zugang zu Dokumenten 
haben, die eine strukturierende oder handlungsleitende Funk-
tion im Hinblick auf die Feststellung des Schwerpunkts Geistige 
Entwicklung übernehmen. Aus Abbildung 5 wird ersichtlich, dass 
rund ein Viertel der diagnostizierenden Lehrkräfte Dokumente auf 
Regierungsebene kennen. Das bedeutet, dass rund Dreiviertel der 
Befragten keine Kenntnis von den den Feststellungsprozess struk-
turierenden bzw. für den Feststellungsprozess handlungsleitenden 
Dokumenten auf Ebene der Schulverwaltung haben. Auf Schul-
ebene zeigt sich ein differentes Bild: Während über die Hälfte der 
Lehrkräfte ein den Prozess strukturierendes Dokument kennen, 
gibt rund ein Drittel der Befragten zudem an, Dokumente zu ken-
nen, die sich auf die inhaltliche Bestimmung des Prozesses und 
die Zuweisung des Schwerpunkts Geistige Entwicklung beziehen.

Neben der Kenntnis entsprechender Dokumente ist auch deren 
tatsächliche Nutzung durch die Lehrkräfte von Interesse (Abb. 6). 
Liegt eine entsprechende Kenntnis vor, geben rund 90% der diag-
nostizierenden Lehrkräfte an, die auf Ebene der Schulverwaltung 
bereitgestellten Dokumente auch tatsächlich im Feststellungs-
prozess zu verwenden. Dokumente, die auf Schulebene zur Ver-
fügung stehen, werden von nahezu allen Lehrkräften, die sie ken-
nen,  genutzt.

Nach dem Überblick über die Gesamtstichprobe wird im Fol-
genden ein differenzierter Blick auf die einzelnen Regierungs-
bezirke geworfen (Abb. 7). Auf die explizite Nennung der einzel-
nen Regierungs bezirke wird an dieser Stelle bewusst verzichtet, 
da nicht eine wertende Gegenüberstellung im Vordergrund steht, 
sondern vielmehr die Darstellung struktureller Unterschiede hin-
sichtlich der Bekanntheit und Verfügbarkeit prozessunterstützen-
der Dokumente im Rahmen des Feststellungsverfahrens.

Abb. 3:
Stichprobe und Schulen nach Regierungs-
bezirk (Baysel, in Vorbereitung)
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Abb. 4:
Tätigkeitsjahre im Schuldienst nach Beendigung des Vorbereitungsdiens-
tes, gruppiert (Baysel, in Vorbereitung)
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Dabei zeigen sich teils deutliche Unterschiede hinsichtlich des Wis-
sens um strukturierende Dokumente auf Regierungsebene zum 
Feststellungsprozess. In vier Regierungsbezirken liegt der Anteil 
der sonderpädagogischen Lehrkräfte, die ein solches Dokument 
kennen, bei lediglich etwa 10%. In einem weiteren Regierungsbe-
zirk beträgt der Anteil 23%, in einem anderen 40%. Deutlich her-
vor tritt ein Regierungsbezirk, in dem knapp 60% der Befragten 
das Wissen um die Verfügbarkeit eines strukturierenden Doku-
ments angeben. Ein ähnliches Bild ergibt sich in Bezug auf hand-
lungsleitende Dokumente auf Regierungsebene zur inhaltlichen 
Ausgestaltung des Feststellungsverfahrens. In fünf Regierungsbe-
zirken liegt der Anteil der Lehrkräfte mit entsprechender Kenntnis 
zwischen 13% und 26%, in einem weiteren bei 35%. Erneut fällt 
ein Regierungsbezirk auf: Dort gibt mehr als die Hälfte der Be-
fragten an, ein regierungsbezirkspezifi sches, handlungsleitendes 
Dokument zu kennen.

Nachdem nicht nur die formalen Vorgaben für den Feststellungs-
prozess vage verbleiben, sondern auch nur ein Teil der diagnos-
tizierenden Lehrkräfte strukturierende bzw. handlungsleitende 
Dokumente hierzu kennt bzw. nutzt, erscheint es besonders inter-
essant, nach der Bedeutung anerkannter Zuweisungskriterien im 
Kontext geistiger Behinderung zu fragen, wie sie in der Operatio-
nalisierung des Schwerpunkts Geistige Entwicklung für den Fest-
stellungsprozess zuvor beschrieben wurden und in den Klassifi ka-
tionssystemen, wie bspw. dem DSM-5, enthalten sind. Hierbei zeigt 
sich, dass für über 60% der Lehrkräfte die Zuweisungskriterien 

„kognitives Funktionsniveau“ und „adaptives Funktionsniveau“ 
von einiger bzw. sehr hoher Bedeutung sind (Abb.8). Während ein 
knappes Drittel dem Doppelkriterium wenig Bedeutung beimisst, 
sehen 7% der Lehrkräfte in diesen Zuweisungskriterien keine 
Bedeu tung.

Diskussion
Mit dem Forschungsvorhaben „Praxis der Feststellungsdiagnos-
tik im Schwerpunkt Geistige Entwicklung“ verfolgen wir das Ziel, 
deskriptives und repräsentatives Orientierungswissen zum Fest-
stellungsprozess im Schwerpunkt Geistige Entwicklung in Bayern 
zu generieren. Die Stichprobe, die alle Regierungs bezirke berück-
sichtigt und N=244 Lehrkräften einschließt, ermöglicht aus-
sagekräftige Ergebnisse für Bayern. Eine Übertragung auf  andere 
Bundesländer erscheint angesichts unterschiedlicher Feststel-
lungsverfahren (Gasterstädt et al., 2020) und vermuteter unter-
schiedlicher Feststellungspraxen (Scheer & Melzer, 2020) nicht 
sinnvoll bzw. fraglich.

Angesichts der seit Jahren steigenden Förderrelationen und der 
 vagen formalen Vorgaben erscheinen die erhobenen Befunde 
hoch relevant. Der Großteil der sonderpädagogischen Lehrkräfte 
erhält keine Orientierung für den Feststellungsprozess auf Ebene 
der Schulverwaltung; auf Ebene der Schule ist es nur etwa die 
Hälfte. Somit sind die Lehrkräfte in weiten Teilen auf ihre indi-
viduelle Expertise bei der Feststellung des Schwerpunkts Geistige 
Entwicklung angewiesen. Dabei ist das Konstrukt „Geistige Behin-

Abb. 6:  Nutzung strukturierender bzw. handlungsleitender Dokumente für den Feststellungsprozess auf Schulverwaltungs- bzw. Schulebene (Baysel, 
in Vorbereitung)
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derung“ und das Doppelkriterium „Kognitives und adaptives 
Funktions niveau“ für rund ein Drittel der Lehrkräfte von geringer 
bzw. keiner Bedeutung. Damit bleibt für einen nicht geringen Teil 
der sonderpädagogischen Gutachten bzw. förderdiagnostischen 
Berichte offen, an welchen Kriterien sich die (Nicht-)Zuweisung 
zum Schwerpunkt Geistige Entwicklung orientiert. Die Analyse 
der formalen Rahmenbedingungen zusammen mit den empi-
rischen Ergebnissen legt nahe, dass die Feststellungspraxis bis-
lang nur  begrenzt einer festgelegten Struktur und einheitlichen 
Zuweisungskriterien folgt, was angesichts der Bedeutung einer 
Zuweisung für die betroffenen Kinder und Jugendlichen kritisch 
betrachtet werden muss (auch Hennes et al., 2024).

Der Operationalisierung des Schwerpunkts Geistige Entwicklung 
folgend, wurden im Rahmen der zugrundeliegenden Erhebung 
über die kognitiven und adaptiven Fähigkeiten hinaus auch  weitere 
potenziell relevante Entwicklungsbereiche und Einfl ussfaktoren 
auf die (Nicht-)Zuschreibung eines sonderpädagogischen Unter-
stützungsbedarfs im Schwerpunkt Geistige Entwicklung erfasst, 
die aus Platzgründen jedoch nicht Gegenstand dieses Beitrags 
sind (Baysel, in Vorbereitung). Für eine umfängliche Kenntnis des 
Feststellungsprozesses wurden die diagnostizierenden Lehrkräfte 
zudem nicht nur gebeten, formal-organisatorische Aussagen über 
den Prozess zu tätigen (z.B. „Wer gibt in der Regel Hinweise auf 
ein mögliches Vorliegen eines sonderpädagogischen Unterstüt-
zungsbedarfs im Schwerpunkt Geistige Entwicklung?“), sondern 

auch eine bewertende Einschätzung expliziter Prozessschritte 
vorzunehmen, die vom Einholen erster Informationen über das 
betroffene Kind oder die betroffene Jugendliche bzw. den betrof-
fenen Jugendlichen hin zur Interpretation erhobener Daten und 
Schlussfolgerung reichen. Aufbauend auf diesen Erkenntnissen 
des Ist-Stands geben Einzelinterviews mit sonderpädagogischen 
Lehrkräften, die im Bereich der Feststellungsdiagnostik über hohe 
Expertise verfügen, vertiefte Einblicke in professio nelle Entschei-
dungsprozesse, Herausforderungen und individuelle Bedarfe wäh-
rend des Verfahrens. Durch die Verknüpfung beider methodischer 
Ansätze wird angestrebt, differenzierte Erkennt nisse zu gewinnen, 
die sowohl die Praxisrefl exion als auch die Weiterentwicklung des 
Feststellungsverfahrens fundiert unterstützen (Baysel, in Vorbe-
reitung). 

National wie international mehren sich die Stimmen, die eine 
Standardisierung des Feststellungsprozesses anraten. Auf Grund-
lage einer breiten Gutachtenanalyse (N=179) kommen Hennes 
und Kollegen (2024) zu dem Schluss, dass die Darlegung der dia-
gnostischen Strategie und der zur Zuweisung führenden Kriterien 
in vielen Feststellungsprozessen verbessert werden kann, was sie 
auf fehlende Vorgaben und eindeutige Regularien zurückführen. 
Ein für Nordrhein-Westfalen erstelltes Gutachten kommt zu dem 
Ergebnis, dass eine mangelnde Standardisierung zu ungleichen 
Feststellungspraktiken und intransparenten Prozeduren führt 
(Ministerium für Schule und Bildung des Landes Nordrhein-
Westfalen, 2024). In Österreich werden bei einer Evaluation der 
Vergabepraxis des sonderpädagogischen Unterstützungsbedarfs 
angesichts evidenter Divergenzen zwischen den Bundesländern 
ebenfalls unterschiedliche diagnostische Herangehensweisen und 
Begutachtungsverfahren als Teil eines größeren Ursachenkomple-
xes vermutet (Gasteiger-Klicpera et al., 2023).

Die im Rahmen des Projekts StaFF vorgeschlagenen Standards 
zur Feststellung des Schwerpunkts Geistige Entwicklung inten-
dieren eine Verbesserung an Transparenz im diagnostischen 
Prozess, eine klare Strukturierung und nicht zuletzt durch die 
Anwendung anerkannter fachwissenschaftlicher Zuweisungskrite-
rien insgesamt eine Verbesserung der Handlungssicherheit bei der 

Abb. 7: Kenntnis strukturierender bzw. handlungsleitender Dokumente für den Feststellungsprozess auf Schulverwaltungsebene differenziert nach 
Regierungsbezirken (Baysel, in Vorbereitung)
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Zuschreibung bzw. Nicht-Zuschreibung des Schwerpunkts Geistige 
Entwicklung. Dabei wird vorgeschlagen, neben dem Doppel-
kriterium „Kognitives und adaptives Funktionsniveau“ weitere 
moderierende Variablen und individuelle Kontextfaktoren für die 
Zuweisung zu berücksichtigen, um einem interaktionalen Ver-
ständnis des Schwerpunkts Geistige Entwicklung bzw. geistiger 
Behinderung gerecht zu werden (Dworschak et al., 2024b; Hackl 
et al., 2024). Solange eine systemische Ressourcierung sonder
pädagogischer Bildungs-, Beratungs- und Unterstützungsange
bote, welche die individuelle Feststellung des Schwerpunkts Geis-
tige Entwicklung obsolet werden lässt, nicht in Sicht ist, plädieren 
wir für eine höhere Regulierung des Handlungsfelds, in dem Sin-
ne, dass auf breiter Basis Standards zur Feststellung sonderpäd-
agogischen Unterstützungsbedarfs diskutiert und konsensual zu 
Grunde gelegt werden.
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Abstract
This article examines the identification of special education-
al needs in case of intellectual and developmental disabili-
ty (German: Schwerpunkt Geistige Entwicklung) in Bavaria 
from the perspective of special education teachers, focusing 
on school administrative frameworks and teachers’ diagnostic 
assessments. A state-wide survey of N=244 teachers shows that 
structural and action-guiding guidelines are known and used 
to varying degrees across different regions. Against this back-
ground, the consideration of cognitive and adaptive abilities in 
the context of diagnostic decisions is analysed and critically 
reflected upon with regard to practical implementation. The 
results provide impetus for a professionally grounded reflec-
tion and discussion of the identification of special educational 
needs in everyday school life, as well as for a stronger orienta-
tion towards criteria in order to further promote transparency 
in diagnostic processes.
Keywords
Practical diagnostic assessment in special education, special 
educational needs, intellectual and developmental disability, 
empirical study

Feststellung sonderpädagogischen Unterstützungsbedarfs – ein (zu) wenig reguliertes Handlungsfeld



A
lle

 U
rh

eb
er

re
ch

te
 li

eg
en

 b
ei

m
 V

er
ba

nd
 S

on
de

rp
äd

ag
og

ik
 e

. V
. –

 V
er

öff
en

tli
ch

un
g 

un
d 

W
ie

de
rg

ab
e 

si
nd

 n
ur

 m
it 

G
en

eh
m

ig
un

g 
de

s 
Re

ch
te

in
ha

be
rs

 g
es

ta
tt

et
.

113Zeitschrift für Heilpädagogik |  3  2026 113

Haas, B., Brodesser, E., Aissa, R., Galeano Weber, E. M., Althaus, N., 
Rettschlag, M. et al. (2025). Diagnostische Praxis zur Feststellung 
sonderpädagogischer Förderbedarfs in ausgewählten Förder-
schwerpunkten. In K. Beck, R. A. Ferdigg, D. Katzenbach, J. Kett-
Hauser, S. Laux & M. Urban (Hrsg.), Förderbezogene Diagnostik 
in der inklusiven Bildung. Professionalisierung – spezifische 
Unterstützungsangebote – Übergänge in die berufliche Bil-
dung (Bd. 2) (S. 25–42). Waxmann.
Hackl, K., Baysel, K. & Dworschak, W. (2024). Arbeitspapier zur 
Abgrenzung des Förderschwerpunkts geistige Entwicklung 
vom Förderschwerpunkt Lernen im statusdiagnostischen 
Prozess: Die Entscheidungsmatrix. Universität Regensburg. Ver-
fügbar unter: https://epub.uni-regensburg.de/58336/ https://doi.
org/10.5283/EPUB.58336
Hennes, A.‑K., Philippek, J., Dortants, L., Abel, M., Baysel, K., Dwor-
schak, W. et al. (2024). Sonderpädagogische Diagnostik im Fest-
stellungsprozess: Eine Ist-Stand Analyse und der Blick nach vorn. 
Zeitschrift für Heilpädagogik, (75), 288–302. Verfügbar unter: 
https://www.researchgate.net/publication/381853483_Sonder-
padagogische_Diagnostik_im_Feststellungsprozess_Eine_Ist-
Stand_Analyse_und_der_Blick_nach_vorn [08.02.2026]
Kottmann, B. (2006). Selektion in die Sonderschule. Das Verfah-
ren zur Feststellung von sonderpädagogischem Förderbedarf 
als Gegenstand empirischer Forschung (Forschung). Klinkhardt.
Kultusministerkonferenz. (1994). Empfehlungen zur sonderpä-
dagogischen Förderung in den Schulen in der Bundesrepublik 
Deutschland. Verfügbar unter: https://www.kmk.org/fileadmin/
veroeffentlichungen_beschluesse/1994/1994_05_06-Empfeh-
lung-sonderpaed-Foerderung.pdf [08.02.2026].
Kultusministerkonferenz. (1998). Empfehlungen zum Förderschwer-
punkt geistige Entwicklung. Verfügbar unter: https://www.kmk.org/
fileadmin/veroeffentlichungen_beschluesse/1998/1998_06_20_
FS_Geistige_Entwickl.pdf [08.02.2026].
Kultusministerkonferenz (2005). Sonderpädagogische Förde-
rung in Schulen 1994-2003. Verfügbar unter: http://www.kmk.
org/fileadmin/pdf/PresseUndAktuelles/Dokumentation177.pdf 
[09.02.2026].
Kultusministerkonferenz (2014). Sonderpädagogische Förde-
rung in Schulen 2003-2012. Verfügbar unter: http://www.kmk.
org/fileadmin/pdf/Statistik/Dokumentationen/Dokumentation_
SoPaeFoe_2012.pdf [09.02.2026].
Kultusministerkonferenz. (2019). Empfehlungen zur schulischen 
Bildung, Beratung und Unterstützung von Kindern und Ju-
gendlichen im sonderpädagogischen Schwerpunkt Lernen. 
Beschluss der Kultusministerkonferenz vom 14.03.2019. Verfüg-
bar unter: https://www.kmk.org/fileadmin/veroeffentlichungen_
beschluesse/2019/2019_03_14-FS-Lernen.pdf [08.02.2026].
Kultusministerkonferenz (2021). Empfehlungen zur schulischen 
Bildung, Beratung und Unterstützung von Kindern und 
Jugendlichen im sonderpädagogischen Schwerpunkt Geistige 
Entwicklung. Beschluss der Kultusministerkonferenz vom 
18.03.2021. Verfügbar unter: https://www.kmk.org/fileadmin/
veroeffentlichungen_beschluesse/2021/2021_03_18-Empfehlun-
gen-Schwerpunkt-Geistige-Entwicklung.pdf [08.02.2026].

Kultusministerkonferenz (2022). Definitionskatalog zur Schul-
statistik 2022. Verfügbar unter: www.kmk.org/fileadmin/Datei-
en/pdf/Statistik/Dokumentationen/Defkat2022.pdf [03.09.2025].
Kultusministerkonferenz (2024). Sonderpädagogische Förderung 
in Schulen 2013-2022. Verfügbar unter: https://www.kmk.org/
fileadmin/Dateien/pdf/Statistik/Dokumentationen/Dok_240_
SoPae_2022.pdf [09.02.2026].
Lindmeier, B. (2005). Kategorisierung und Dekategorisierung in 
der Sonderpädagogik. Sonderpädagogische Förderung: Integra-
tion und pädagogische Rehabilitation, 50(2), 131–149.
Ministerium für Schule und Bildung des Landes Nordrhein-West-
falen (Hrsg.). (2024). Langfassung. Gemeinsames Gutachten 
zum Wissenschaftlichen Prüfauftrag zur steigenden Anzahl 
der Schülerinnen und Schüler mit Bedarf an sonderpädago-
gischer Unterstützung. Verfügbar unter: https://www.schulminis-
terium.nrw/system/files/media/document/file/langfassung_wis-
senschaftlicher_pruefauftrag_sonderpaedagogische_foerderung.
pdf [08.02.2026]
Müller,  C.  M., Amstad,  M., Begert,  T., Egger,  S., Nenniger,  G., 
Schoop-Kasteler, N. et al. (2020). Die Schülerschaft an Schulen für 
Kinder und Jugendliche mit einer geistigen Behinderung – Hinter-
grundmerkmale, Alltagskompetenzen und Verhaltensprobleme. 
Empirische Sonderpädagogik, (4), 347–368.
Petermann, U. & Petermann, F. (2006). Zum Stellenwert sonder-
pädagogischer Förderdiagnostik. In U. Petermann & F. Petermann 
(Hrsg.), Diagnostik sonderpädagogischen Förderbedarfs (Tests 
und Trends, n.F., Bd. 5, [Online-ausg.], S. 1–16). Hogrefe.
Pfeffer, W. (1984). Handlungstheoretisch orientierte Beschreibung 
geistiger Behinderung. Ein Versuch. Geistige Behinderung, (2), 
101–111.
Philippek,  J., Hennes,  A.‑K., Schabmann,  A. & Schmidt,  B.  M. 
(2024). Prozessstandards zur schulischen Diagnostik im Rahmen 
der Überprüfung sonderpädagogischer Schwerpunkte. Überlegun-
gen zur Notwendigkeit und Vorstellung der Konzeption. Sonder-
pädagogische Förderung heute, 69(4).
Rürup, M. (2007). Recht als Quelle. Zur vergleichbaren Erfassung 
schulpolitischer Entwicklungen im deutschen Bundesstaat. In O. 
Böhm-Kasper, C. Schuchart & U. Schulzeck (Hrsg.), Kontexte von 
Bildung. Erweiterte Perspektiven in der Bildungsforschung 
(S. 197–216). Waxmann.
Schalock, R. L., Luckasson, R. & Tassé, M. J. (2021). Intellectual 
disability. Definition, diagnosis, classification, and systems of 
supports (12th Edition). American Association on Intellectual and 
Developmental Disabilities (AAIDD).
Scheer, D. & Melzer, C. (2020). Trendanalyse der KMK-Statistiken 
zur sonderpädagogischen Förderung. 1994 bis 2019. Zeitschrift 
für Heilpädagogik, 71(11), 575-591.
Schuppener, S., Schlichting, H., Goldbach, A. & Hauser, M. (2021). 
Pädagogik bei zugeschriebener geistiger Behinderung. Kohl-
hammer.
Selmayr, A., Kölbl, S. & Dworschak, W. (2024). Adaptive Kompe-
tenzen von Schülerinnen und Schülern im sonderpädagogischen 
Schwerpunkt Geistige Entwicklung in Bayern. Zeitschrift für Heil-
pädagogik, 75(12), 557–566.

Feststellung sonderpädagogischen Unterstützungsbedarfs – ein (zu) wenig reguliertes Handlungsfeld



A
lle

 U
rh

eb
er

re
ch

te
 li

eg
en

 b
ei

m
 V

er
ba

nd
 S

on
de

rp
äd

ag
og

ik
 e

. V
. –

 V
er

öff
en

tli
ch

un
g 

un
d 

W
ie

de
rg

ab
e 

si
nd

 n
ur

 m
it 

G
en

eh
m

ig
un

g 
de

s 
Re

ch
te

in
ha

be
rs

 g
es

ta
tt

et
.

114

Wocken, H. (2012). Rettet die Sonderschule? Rettet die Menschen-
rechte! Ein Appell zu einem differenzierten Diskurs über Dekate-
gorisierung. Gemeinsam leben, 20(2), 95–100. Verfügbar unter: 
https://www.inklusion-online.net/index.php/inklusion-online/
article/view/81/81
Wocken, H. (2024). Wider die unmäßige Konstruktion von Förder-
bedarfen in der Inklusionsreform. Ein unpopuläres Plädoyer für 
einen engen Behinderungs- und Inklusionsbegriff. Zeitschrift für 
Heilpädagogik, 75(5), 204-218.
Ziemen, K. (2019). Die Bedeutung von Kategorialanalysen in der 
Wissenschaft. In M. Dederich, S. Ellinger & D. Laubenstein (Hrsg.), 
Sonderpädagogik als Erfahrungs- und Praxiswissenschaft. 
Geistes-, sozial- und kulturwissenschaftliche Perspektiven 
(S. 97–108). Barbara Budrich.

Katharina Baysel
Angestellte Lehrkraft im Schwerpunkt Geistige Entwicklung
katharina.baysel@ur.de

Prof. Dr. Wolfgang Dworschak
Universität Regensburg
Lehrstuhl für Pädagogik bei geistiger Behinderung 
einschließlich inklusiver Pädagogik
Sedanstraße 1
93055 Regensburg
0941 943-7664
wolfgang.dworschak@ur.de

Autorenfotos auf Seite 105:
Die Fotos zeigen von links die Gesichter von Katharina Baysel und 
Prof. Dr. Wolfgang Dworschak

Alternativtexte:
Abbildung 1 auf Seite 106
Abbildung 1 zeigt die Entwicklung der Förderrelationen im Schwer-
punkt Geistige Entwicklung in Deutschland und Bayern von 1994 
bis 2022. Die Förderrelation in Deutschland lag 1994 bei 0,6 Prozent 
und stieg bis 2022 auf 1,4 Prozent an. Für Bayern betrug die Förder-
relation ebenfalls 0,6 Prozent im Jahr 1994 und erreichte 2022 einen 
Wert von 1,1 Prozent.

Abbildung 2 auf Seite 106
Abbildung 2 zeigt die Förderrelationen im Schwerpunkt Geistige Ent-
wicklung nach Bundesländern im Jahr 2022 in Prozent. Die Werte 
reichen von 0,9 Prozent in Hamburg bis zu 2,2 Prozent in Sachsen-
Anhalt. Baden-Württemberg und Bayern liegen jeweils bei 1,1 Pro-
zent, Berlin bei 1,4 Prozent, Brandenburg und Bremen jeweils bei 
1,7 Prozent. Hessen erreicht 1,2 Prozent, Mecklenburg-Vorpommern 
1,8 Prozent, Niedersachsen 1,6 Prozent und Nordrhein-Westfalen 
1,5 Prozent. Rheinland-Pfalz liegt bei 1,1 Prozent, Sachsen bei 1,3 
Prozent, Schleswig-Holstein bei 1,8 Prozent und Thüringen bei 1,7 
Prozent. Der gesamtdeutsche Durchschnitt beträgt 1,4 Prozent. Für 
das Saarland ist kein Wert angegeben.

Abbildung 3 auf Seite 109
Abbildung 3 zeigt die prozentualen Anteile der Schulen mit Schwer-
punkt Geistige Entwicklung in den bayerischen Regierungsbezirken 
im Vergleich zur Stichprobe der Studienteilnehmenden. In Oberbay-
ern befinden sich 30,8 % (n = 28) der Schulen, während 23,4 % (n = 
57) der Teilnehmenden aus diesem Bezirk stammen. Niederbayern 
liegt bei 12,1 % (n = 11) der Schulen und 13,9 % (n = 34) der Stich-
probe. In der Oberpfalz betragen die Anteile 6,6 % (n = 6) der Schu-
len und 11,1 % (n = 27) der Teilnehmenden. Oberfranken kommt 
auf 12,1 % (n = 11) der Schulen und 8,2 % (n = 20) der Stichprobe. 
Der Anteil der Schulen (n = 13), als auch der Teilnehmenden (n = 
35) beträgt für Mittelfranken je 14,3 %. Unterfranken liegt bei 12,1 % 
(n = 11) der Schulen und 16,0 % (n = 39) der Stichprobe, Schwaben 
bei 12,1 % (n = 11) und 13,1 % (n = 32).

Abbildung 4 auf Seite 109
Abbildung 4 zeigt die Verteilung der Dienstjahre nach Beendigung 
des Vorbereitungsdienstes (n = 244). 33,2 % der Lehrkräfte haben 
1 bis 10 Jahre Berufserfahrung, 39,3 % zwischen 11 und 20 Jahren, 
21,3 % zwischen 21 und 30 Jahren, und 6,1 % verfügen über mehr als 
30 Jahre Erfahrung.

Abbildung 5 auf Seite 110
Abbildung 5 zeigt die Kenntnis von Dokumenten, die den Feststel-
lungsprozess formal strukturieren oder handlungsleitende Hinweise 
dazu geben, auf Schul- und Regierungsebene. Auf Schulebene ken-
nen 54,8 % (n = 241) der Befragten ein Dokument, das den Prozess 
strukturiert, und 34,6 % (n = 240) ein Dokument mit handlungslei-
tenden Hinweisen. Auf Regierungsebene nennen 22,6 % (n = 243) 
ein strukturiertes Dokument und 27,4 % (n = 241) ein handlungs-
leitendes Dokument.

Abbildung 6 auf Seite 110
Abbildung 6 stellt die tatsächliche Nutzung von Dokumenten, die 
den Feststellungsprozess formal strukturieren oder handlungsleiten-
de Hinweise dazu geben, auf Schul- und Regierungsebene, dar. Auf 
Schulebene verwenden 100 % (n = 83) der Befragten handlungslei-
tende Dokumente und 99,2 % (n = 131) strukturierende Dokumente. 
Auf Regierungsebene nutzen 92,3 % (n = 65) handlungsleitende und 
89,1 % (n = 55) strukturierende Dokumente. 

Abbildung 7 auf Seite 111
Abbildung 7 bildet eine grafische Darstellung zur Kenntnis von Do-
kumenten auf Regierungsebene, getrennt nach strukturierenden 
und handlungsleitenden Dokumenten, ab. Die Anteile unterschei-
den sich zwischen den dargestellten Regierungsbezirken. Im Re-
gierungsbezirk 1 werden handlungsleitende Dokumente von 26,3% 
und strukturierende Dokumente von 22,8% der Befragten genannt. 
Im Regierungsbezirk 2 liegen die Anteile bei 12,5% und 8,8%. Re-
gierungsbezirk 3 nennt 23,1% handlungsleitende, aber nur 7,7% 
strukturierende Dokumente. Der 4. Regierungsbezirk gibt zu 35% 
Kenntnis von handlungsleitenden und zu 40% von strukturierenden 
Dokumenten an. Die höchsten Werte finden sich in Regierungsbe-
zirk 5 mit 54,3% beziehungsweise 57,1%. In Regierungsbezirk 6 lie-
gen die Anteile bei 20,5% und 12,8%, in Regierungsbezirk 7 bei 21,9% 
und 12,5%. 

Abbildung 8 auf Seite 111
Abbildung 8 stellt eine grafische Darstellung zur Bedeutung des Kon-
strukts geistige Behinderung mit seinen Zuweisungskriterien für die 
Planung des Feststellungsprozesses dar. 7,1% der Befragten messen 
dem Konstrukt keine Bedeutung bei. 30,8% geben an, dass es wenig 
Bedeutung hat. 37,5% ordnen einige Bedeutung zu. 24,6% bewerten 
es als von sehr hoher Bedeutung. 
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